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Erster Bericht über die Entwicklung der Mieten für Wohnraum 

(Mietenbericht 1971) 


1. Auftrag des Gesetzgebers 

Nach § 8 Abs. 4 des Zweiten Wohngeldgesetzes hat 
die Bundesregierung dem Bundestag jährlich über die 
Entwicklung der Mieten für Wohnraum zu berichten. 
Der erste Mietenbericht ist ein Jahr nach Inkraft- 
treten des Gesetzes vorzulegen. 


2. Zweck des Mietenberichts 

Der Mietenbericht soll eine Entscheidung über die 
Anpassung der in § 8 Abs. 1 festgelegten Höchst- 
beträge für Miete und Belastung (im folgenden 
abgekürzt als Höchstbeträge bezeichnet) an die Mie- 
tenentwicklung vorbereiten. Hierbei ist nicht an 
eine automatische Anpassung der Höchstbeträge an- 
hand bestimmter statistischer Indikatoren zu den- 
ken, sondern an eine Anpassung „zu gegebener 
Zeit" unter Berücksichtigung aller wichtigen Ge- 
sichtspunkte und Daten (Schriftlicher Bericht des 
Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen, 
Drucksache VI/ 1310 S. 3). Zu berücksichtigen sind 
zunächst: 

— die Funktion der Höchstbeträge im Wohngeld- 
system, 

— die Struktur des Mietengefüges bei Inkrafttreten 
des Zweiten Wohngeldgesetzes, 

- die Entwicklung der Mieten im Wohnungs- 
bestand seit Ende 1970, 

- die Entwicklung der Mieten im Wohnungsneu- 
bau, 

— die Mietobergrenzen im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau. 


3. Funktion der Hödistbeträge im Wohngeldsystem 

Das Wohngeld ist neben der Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues und dem verbesserten Mietrecht 
eine tragende Säule der staatlichen Wohnungspoli- 
tik. Es dient der wirtschaftlichen Sicherung angemes- 
senen und familiengerechten Wohnens. Die Höhe 
des Wohngeldes richtet sich dabei grundsätzlich nach 
der Höhe des Einkommens, nach der Höhe der 
Miete und nach der Zahl der Familienangehörigen. 
Wie bereits im (ersten) Wohngeldgesetz mußte je- 
doch auch im Zweiten Wohngeldgesetz Vorsorge 
dafür getroffen werden, daß mit dem Wohngeld 
nicht zu Lasten des Steuerzahlers unangemessen 
hoher Wohnaufwand subventioniert wird. Die Be- 
grenzung der bei der Wohngeldgewährung zu be- 
rücksichtigenden Miete soll diese Gefahr verringern. 
Im (ersten) Wohngeldgesetz hatte der Gesetzgeber 
hierzu nähere Vorschriften über benötigte Wohn- 
flächen und über Mietobergrenzen getroffen. Diese 
Vorschriften waren auf die Sicherung eines Mindest- 


maßes an Wohnraum ausgerichtet; sie schlossen 
damit zwangsläufig in den über die betreffenden 
Normen hinausgehenden Fälle eine volle Berück- 
sichtigung der Miete aus. 

Im Zweiten Wohngeldgesetz wurde - nicht zuletzt 
aus Gründen der Vereinfachung des Wohngeldver- 
fahrens im Interesse von Bürger und Verwaltung - 
auf eine getrennte Festlegung von Normen für die 
benötigte Wohnfläche und die zu berücksichtigende 
Miete je qm Wohnfläche verzichtet. Statt dessen 
wurden als Normen für die zu berücksichtigende 
Miete Höchstbeträge festgesetzt, die nicht mehr auf 
die Miete je qm Wohnfläche, sondern auf die Woh- 
nungsmiete insgesamt abgestellt sind. Sie sind nach 
Haushaltsgröße, nach Alter und Ausstattung der 
Wohnung sowie nach der Gemeindegröße gestaffelt 
und gelten auch für öffentlich geförderten Wohn- 
raum. 

Die Zusammenfassung der früheren Begrenzungs- 
instrumente „benötigte Wohnfläche" und „Mietober- 
grenzen" zu dem neuen Begrenzungsinstrument 
„Höchstbeträge für Miete" hat dabei nicht nur zu 
einer erheblichen Erleichterung des Wohngeldver- 
fahrens geführt, sondern auch in gewissem Umfang 
die Möglichkeit eröffnet, besonders hohe Mietsätze 
je qm Wohnfläche, beispielsweise bei freifinanzier- 
ten Neubauwohnungen, durch geringere Ansprüche 
an die Größe der Wohnung auszugleichen. 


4. Die Struktur des Mietengefüges bei Inkrafttreten 
des Zweiten Wohngeldgesetzes 

Am 31. Dezember 1970 gab es rd. 908 000 Wohngeld- 
empfänger. Davon waren 93 v. H. Mietzuschuß- 
empfänger und nur 7 v. H. Lastenzuschuß empfän- 
ger^). 29 v. H. der Mietzuschußempfänger wohnten 
in Altbauwohnungen, 45 v. H. in öffentlich geförder- 
ten Neubauwohnungen und 26 v. H. in freifinanzier- 
ten bzw. steuerbegünstigten Neubauwohnungen. 
Von den Lastenzuschußempfängern bewohnten nur 
3 V. H. Eigenheime aus der Zeit vor der Währungs- 
reform, 68 V. H. bewohnten öffentlich geförderte 
Eigenheime oder Eigentumswohnungen, 29 v. H. frei- 
finanzierte bzw. steuerbegünstigte Eigenheime oder 
Eigentumswohnungen. 

Für die Beurteilung der Notwendigkeit einer et- 
waigen Anpassung der Höchstbeträge sind zunächst 
folgende Eckdaten und Feststellungen wichtig, die 
den Tabellen und Übersichten des Anhangs entnom- 
men sind: 

a) Die Gliederung der von Mietzusdiußempfängern 
bewohnten Wohneinheiten nach der qm-Miete 
zei^, daß das Gros der Wohngeldempfänger in 
relativ billigen Wohnungen untergebracht ist^). 

1) vgl. Anlage 1 
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Mietzuschußempfänger nach qm-Miete und Art der Wohnung am 31* Dezember 1970 in v. H. 


Miete pro qm 

Altbauwohnungen 

Sozialwohnungen 

freifinanzierte 

von . . . bis unter . . . DM 


vor dem 

1. Januar 1957 

ab 1. Januar 1957 

N eubauwohnungen 


V. H. 

V. H. 

v.H. 

V. H. 

unter 2, — DM 

41,4 

22,2 

5,1 

9,8 

2, — bis 3, — DM 

43,1 

68,8 

50,9 

28,2 

3,^ — • bis 4, — DM 

11,0 

6,5 

40,7 

34,4 

4, — bis 4,50 DM 

lr9 

1,0 

2,2 

10,6 

4,50 bis 5,00 DM 

0,9 

0,6 

0,5 

6,2 

5,00 und mehr 

1,7 

0,9 

0,6 

10,8 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


b) Die Miete der von Wohngeldempfängern be- 
wohnten Altbauwohnungen und freifinanzierten 
bzw. steuerbegünstigten Neubauwohnungen lag 
Ende 1970 in 64 v. H. bzw. 52 v. H. der betreffen- 
den Fälle noch innerhalb der Mietobergrenzen -) ; 
diese Obergrenzen betrugen je nach Alter und 
Ausstattung der Wohnung und nach der Ge- 
meindegröße zwischen 2 , — DM und 3,70 DM je 
qm Wohnfläche. Die Fälle der Überschreitung 
der Mietobergrenzen des (ersten) Wohngeldge- 
setzes waren naturgemäß am häufigsten bei den 
am besten ausgestatteten Wohnungen. Für öf- 
fentlich geförderte Neubauwohnungen galt als 
Mietobergrenze die Kostenmiete nach dem Woh- 
nungsbindungsgesetz. 

c) Die neuen Höchstbeträge sind vor allem für 
Kleinhaushalte, für die Bewohner der relativ 
teureren Wohnungen mit Sammelheizung und 
Bad sowie für die Bewohner der nach dem 
31. Dezember 1965 bezugsfertig gewordenen 
Neubauwohnungen höher angesetzt worden.^) 
Weitere Verbesserungen ergaben sich für die 
Wohngeldempfänger in den Millionenstädten 
durch die Einführung besonderer Höchstbeträge 
für Gemeinden dieser Größenordnung. 


5. Die Entwicklung der Mieten im Wohnungsbestand 
seit Anfang 1971 

Nach den statistischen Mietpreisfeststellungen sind 
die durchschnittlichen Monatsmieten im Wohnungs- 
bestand in der Zeit von Dezember 1970 bis Dezem- 
ber 1971 wie folgt gestiegen: 



von 

um 

auf 

bei 

(2-Zimmer-) Altbauwohnun- 
gen ohne Bad aus der Zeit 

DM v.H. 

DM 

vor dem 1. April 1924 

88,70 

6,6 

rd, 95 


“) vgl. Anlage 2 
3) vgl. Anlage 3 


(2-Zimmer-) Altbauwohnun- 
gen mit Bad aus der Zeit 
vom 1. April 1924 bis zum 

20. Juni 1948 113,— 6,6 rd. 120 

{2-Zimmer-)Neubauwohnun- 
gen des sozialen Wohnungs- 
baues mit Bad u. Ofenhei- 
zung bzw. Zentralheizung*) 135, — 5,0 rd. 142 

(3-Zimmer-)Neubauwohnun- 
gen des freifinanzierten bzw. 
steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues mit Bad und 

Zentralheizung 276,— 7,1 rd. 295 

9 bei den Sozialwohnungen aus den letzten Jahren 


Die Ergebnisse der Mietpreisstatistik gründen sich 
auf die Beobachtung der Mieten von über 10 000 
Wohnungen in mehr als 100 Erhebungsgemeinden. 
Die statistischen Mietpreisfeststellungen spiegeln 
dabei recht gut die vielfältigen Einflüsse wider, 
denen die Mietpreisentwicklung unterliegt. Ent- 
wicklungsunterschiede zwischen den einzelnen sach- 
lichen und regionalen Wohnungsteilmärkten können 
allerdings anhand der statistischen Mietpreisfest- 
stellungen nicht nachgewiesen werden. Ebenso blei- 
bei extreme Einzelfälle wucherischer Mieterhöhun- 
gen, die ohnehin aufs Ganze gesehen atypisch sind, 
verdeckt. 


6. Die Entwicklung der Mieten im Wohnungsneubau 

über die Entwicklung der Mieten im Wohnungsneu- 
bau liegen lediglich für den Teilbereich des öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungsbaues statisti- 
sche Angaben aus der Bewilligungsstatistik vor. 
Vergleicht man hier die im zweiten Vierteljahr 1971 
mit den im zweiten Vierteljahr 1970 jeweils bei der 
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Bewilligung der öffentlichen Mittel festgesetzten 
Mieten, so ergibt sich eine Steigerung um rd. 
12 V. H., von 3,06 DM auf 3,43 DM je qm Wohn- 
fläche, Im steuerbegünstigten bzw. freifinanzierten 
Mietwohnungsbau dürften sich bei den 1971 begon- 
nenen Bauvorhaben aus der Steigerung der Bau- und 
Bewirtschaftskosten bei nur wenig veränderten Ka- 
pitalkosten ebenfalls um mehr als 10 v. H. höhere 
Mieten ergeben als bei den 1970 begonnenen Vor- 
haben. 


7. Die Mietobergrenzen im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau 1971 

Die von den Ländern für das Wohnungsbaupro- 
gramm 1971 festgesetzten Mietobergrenzen liegen 
je nach Ausstattung der Wohnung und nach Ge- 
meindegrößenklasse zwischen 2,80 und 4, — DM je 
qm Wohnfläche. Nur im Saarland, in dem der Miet- 
wohnungsbau ohnedies keine nennenswerte Rolle 
spielt, liegen die Mietobergrenzen über 4, — DM 
je qm Wohnfläche. Mehrere Länder haben ergän- 
zend darauf hingewiesen, daß die Gesamtkosten oft 
während der Bauzeit steigen und dadurch die ur- 
sprüngliche Bewilligungsmiete bei der Schlußabrech- 
nung um 0,20 bis 0,40 DM je qm Wohnfläche über- 
schritten werden kann. 


8. Berücksichtigung der Degression der staatlichen 
Hilfen bei den neueren Sozialwohnungen 

Das (erste) Wohngeldgesetz machte bei der Berück- 
sichtigung von Mieten einen wesentlichen Unter- 
schied. Während für Altbauwohnungen und für frei- 
finanzierte Neubauwohnungen im einzelnen fest- 
gelegte Mietobergrenzen galten, war bei den Sozial- 
wohnungen die jeweilige - mit dem Wegfall von 
Aufwendungszuschüssen, Grundsteuervergünstigun- 
gen usw. steigende ~ Kostenmiete zuschußfähig, 
allerdings nur für die „benötigte Wohnfläche". Die 
neuen Höchstbeträge lassen dagegen keinen Raum 
mehr für eine Sonderregelung zugunsten der Sozial- 
mieter. Sie beseitigen gleichzeitig die unterschied- 
liche Behandlung öffentlich geförderter Mietwoh- 
nungen und öffentlich geförderter Eigenheime nach 
dem .früheren Recht, die darin lag, daß für öffentlich 
geförderte Eigenheime die gleiche Belastungsober- 
grenze wie für steuerbegünstigte bzw. freifinan- 
zierte Eigenheime galt, während bei Mietwohnun- 
gen die nach dem Wohnungsbindungsgesetz zuläs- 
sige Miete maßgebend war. 

Die Wiedereinführung der früheren Sonderregelung 
zugunsten der Sozialmieter - keine Begrenzung der 
je qm Wohnfläche zuschußfähigen Miete, aber Be- 
grenzung der zu berücksichtigenden Wohnfläche - 
hätte zwar den Vorteil, daß auch bei der stufen- 
weisen Erhöhung der Mieten neuerer Sozialwohnun- 
gen infolge der Degression der Subventionen die 
Tragbarkeit der Miete in jedem Einzelfall gewähr- 
leistet wäre. Sie würde aber gleichzeitig das neue 
System der Wohngeldberechnung zerstören. Grund- 


lage des neuen Systems der Wohngeldberechnung 
sind die automationsgerechten Wohngeldtabellen im 
Anhang zum Gesetz und die Tabelle der Höchst- 
beträge für Mieten und Belastungen in § 8. Das 
Tabellenwerk hat die Ermittlung des Wohngeldes 
entscheidend erleichtert und für die Antragsteller 
durchschaubar gemacht. Dieser Hauptvorteil des 
Zweiten Wohngeldgesetzes würde zunicht gemacht, 
wenn für die in Sozialwohnungen lebenden Wohn- 
geldempfänger ein Sonderrecht eingeführt würde, 
das zwangsläufig wieder auf die „benötigte Wohn- 
fläche" als zusätzliches Begrenzungsinstrument zu- 
rückgreifen müßte, überdies erscheint es aus Ge- 
rechtigkeitserwägungen nicht vertretbar, Mieter 
unter gleichen Einkommensverhältnissen, die in 
gleich großen Wohnungen zu gleich hohen Mieten 
wohnen, nur deshalb unterschiedlich zu behandeln, 
weil es dem einen gelungen ist, eine kostengebun- 
dene Sozialwohnung zu erlangen, während der an- 
dere infolge der Knappheit der Sozialwohnungen 
genötigt war, eine nicht kostengebundene Wohnung 
des freien Wohnungsmarktes zu beziehen. 

Aus diesen Gründen ist der bei den Beratungen 
des Zweiten Wohngeldgesetzes miterwogene Vor- 
schlag einer gespaltenen Regelung sowohl von der 
Bundesregierung als auch von der Mehrheit der 
Länder abgelehnt worden. Einkommensschwache 
Sozialmieter sollen jedoch auch in Zukunft bei Miet- 
steigerungen aufgrund des planmäßigen Abbaues 
von Subventionen möglichst weitgehend durch das 
Wohngeld abgesichert bleiben. Dies vor allem hat 
den Gesetzgeber veranlaßt, den Absatz 4 in § 8 
des Zweiten Wohngeldgesetzes einzufügen. Auch 
der Bundesrat hatte bereits frühzeitig auf die Not- 
wendigkeit einer rechtzeitigen Anpassung der 
Höchstbeträge hingewiesen (vgl. Drucksache VI/ 
nies. 37). ^ 


9. Die Stellungnahmen der Länder zur Anpassung 
der Höchstbeträge 

Da die Verschiedenheit der Förderungssysteme der 
Länder zu einer von Land zu Land unterschiedlichen 
Entwicklung der Sozialmieten führt, wurden die 
Länder in einem Rundschreiben um die Beantwor- 
tung folgender Fragen gebeten: 

1. Liegen die Mieten der 1971 geförderten Sozial- 
wohnungen noch innerhalb der Höchstbeträge 
des § 8 des Zweiten Wohngeldgesetzes? 

2. Ab wann, in welchem Umfang und für welche 
Baujahrgänge des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues werden sich aus der stufen- 
weisen Degression von Aufwendungs- oder 
Zinszuschüssen Überschreitungen der Höchstbe- 
träge ergeben? 

Darüber hinaus wurden die Länder gefragt, ob die 
Höchstbetragstabelle, abgesehen von den Besonder- 
heiten des öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbaues an bestimmten Stellen einer Korrektur 
bedarf. 
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Die Auswertung der Stellungnahmen der Länder 

hat folgendes ergeben: 

a) Bei der Beantwortung der Frage, ob die Mieten 
der 1971 geförderten Sozialwohnungen noch in- 
nerhalb der Höchstbeträge liegen werden, mußte 
die auf den qm Wohnfläche bezogene Mietober- 
grenze des sozialen Wohnungsbaues auf Mo- 
natsmieten für die Wohnung umgerechnet wer- 
den, um zu einem Vergleich mit den Höchst- 
beträgen nach § 8 des Zweiten Wohngeldgeset- 
zes zu kommen. Hierbei ist von unterschied- 
lichen Wohnflächen ausgegangen worden. Sie 
schwanken zwischen 40 bis 60 qm für Einperso- 
nenhaushalte, 50 bis 64 qm für Zweipersonen- 
haushalte, 65 bis 75 qm für Dreipersonenhaus- 
halte und 80 bis 85 qm für Vierpersonenhaus- 
halte; einheitlich 10 qm wurden für jede weitere 
Person angenommen. 

b) Unter diesen Voraussetzungen kommen die Län- 
der hinsichtlich der 1971 geförderten Sozialwoh- 
nungen zu folgendem Ergebnis; Das Land Rhein- 
land-Pfalz und die Stadtstaaten Berlin, Flamburg 
und Bremen stellen ohne Einschränkung fest, daß 
die Mieten der Sozialwohnungen des Wohnungs- 
bauprogramms 1971 innerhalb der Höchstbeträge 
des § 8 liegen werden. 

Auch die übrigen Länder kommen - mit Aus- 
nahme des Landes Schleswig-Holstein und des 
Saarlandes - zunächst zu diesem Ergebnis, wei- 
sen aber gleichzeitig darauf hin, daß die Gesamt- 
kosten und auch die Bewirtschaftungskosten oft 
während der Bauzeit steigen, so daß die tatsäch- 
liche Anfangsmiete aufgrund der Schlußabrech- 
nung in zahlreichen Fällen um bis zu 0,40 DM 


je qm Wohnfläche über der im Bewilligungs- 
bescheid genehmigten Kostenmiete liegen wird. 

Nach der Stellungnahme des Landes Nordrhein- 
Westfalen muß namentlich bei Haushalten mit 
1 bis 3 Personen und in Gemeinden mit weniger 
als 100 000 Einwohnern auch bei Haushalten mit 
4 und 5 Personen damit gerechnet werden, daß 
in wahrscheinlich sehr vielen Fällen die sich 
nach der Schlußabrechung ergebenden Kosten- 
mieten die Höchstbeträge überschreiten. 

Auch nach der Stellungnahme des Landes Bayern 
reichen die Höchstbeträge für 1- bis 3-Personen- 
haushalte nicht aus. Der Unterschied zu den tat- 
sächlichen Mieten sei bei den Zweipersonen- 
haushalten am größten; er nehme bei allen Haus- 
halten mit wachsender Gemeindegröße zu. Für 
größere Haushalte trete andererseits eine zu- 
nehmende Überdeckung der tatsächlichen Mieten 
auf. 

Das Land Schleswig-Holstein kommt aufgrund 
seiner besonders hohen Annahmen hinsichtlich 
der Wohnfläche zwangsläufig zu abweichenden 
Ergebnissen. 

Das Saarland schließlich weist daraf hin, daß die 
durch Zinszuschüsse und Aufwendungsdarlehen 
auf 4,20 DM je qm gesenkte Miete der im 
Wohnungsbauprogramm 1971 vorgesehenen 221 
Mietwohnungen heute schon über dem Höchst- 
betrag des § 8 liege. 

Zur Korrektur der Höchstbeträge für Wohnraum, 
der nach dem 31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist, wurden im Hinblick auf die 1971 
geförderten Sozialwohnungen folgende konkrete 
Vorschläge gemacht: 


Höchstbeträge für Neubauten mit Sammelheizung und mit Bad oder Duschraum 



in Gemeinden mit 
einer Einwohnerzahl 

Nordrhein- Bayern 

Westfalen 

Deutsche Mark 

Bei 1-Personen-Haushalten 

unter 100 000 

185 

180 


von 100 000 bis unter 1 Million 

195 

195 


von 1 Million und mehr 

— 

210 

Bei 2-Personen-Haushalten 

unter 100 000 

250 

240 


von 100 000 bis unter 1 Million 

260 

260 


von 1 Million und mehr 

— 

275 

Bei 3-Personen-Haushalten 

unter 100 000 

286 

275 


von 100 000 bis unter 1 Million 

296 

295 


von 1 Million und mehr 

— 

315 

Bei 4-Personen-Haushalten 

unter 100 000 

315 

310 


von 100 000 bis unter 1 Million 

325 

325 


von 1 Million und mehr 

— 

345 
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Die konkreten Vorschläge beziehen sich deshalb 
nur auf die letzte Spalte der Höchstbetrags- 
tabelle, weil inzwischen die Ausstattung mit Bad 
und Sammelheizung auch im sozialen Wohnungs- 
bau immer mehr zur Norm geworden ist. 

Als einziges Land wirft Hessen die Frage der 
Abgrenzung der Höchstbeträge nach der Ge- 
meindegröße auf. Es weist in seiner Stellung- 
nahme darauf hin, daß die Gemeindegrößen- 
klasse zwischen 500 000 und i Million Einwohner 
bei der derzeitigen Regelung verhältnismäßig 
ungünstig abschneide. 

Das Land Schleswig-Holstein macht den Vor- 
schlag, die Höchstbeträge der jetzigen letzten 
Spalte auf Wohnraum zu begrenzen, der nach 
dem 31. Dezember 1965 bis zum 31. Dezember 
1969 bezugsfertig geworden ist, und für Wohn- 
raum, der nach dem 31. Dezember 1969 bezugs- 
fertig geworden ist, eine weitere Spalte mit 
entsprechend höheren Sätzen anzufügen. 

c) Bei den vor 1971 geförderten Wohnungen erge- 
ben sich je nach dem in den früheren Wohnungs- 
bauprogrammen praktizierten Förderungssyste- 
men unterschiedliche Wirkungen. Während sich 
in einigen Ländern insoweit offenbar auch bei 
Fortfall der in früheren Programmen noch gerin- 
ger bemessenen befristeten Aufwendungsbeihil- 
fen - auch unter Berücksichtigung von Betriebs- 
kostenerhöhungen - erst in einigen Jahren eine 
Überschreitung der derzeitigen Höchstbeträge 
ergeben wird, ist in Nordrhein-Westfalen, im 
Saarland und in Bremen bereits 1972 damit zu 
rechnen, daß die Höchstbeträge auch für Sozial- 
wohnungen, die vor 1971 gefördert wurden, 
nicht mehr ausreichen. 

Das Land Nordrhein-WesUalen hält die Erhö- 
hung der Höchstbeträge für die nach dem 31. De- 
zember 1965 bezugsfertig gewordenen Wohnun- 
gen (siehe oben unter b) auch im Hinblick auf 
die effektiven Mieten der in den Jahren 1967 
bis 1970 geförderten Wohnungen für notwendig. 
Bei den in diesen Jahren geförderten Wohnun- 


gen müsse für 1971 mit Mieten um 3,95 DM je 
qm im Monat gerechnet werden. Diese Mieten 
ergäben sich aus 3,20 DM Anfangsmiete, 0,40 DM 
Erhöhung wegen Baukostenverteuerung, 0,35 DM 
Erhöhung wegen höherer Bewirtschaftungs- 
kosten (Betriebs- und Instandhaltungskosten). 

Welche Mieterhöhungen sich in Nordrhein-West- 
falen aus dem Wegfall der Aufwendungsbeihil- 
fen ergeben, ist aus untenstehender Tabelle er- 
sichtlich. 

Bei den 1965 geförderten und auch in diesem 
Jahr bezugsfertig gewordenen Wohnungen er- 
geben sich deshalb Überschreitungen der Höchst- 
beträge, weil für die bis zum 31. Dezember 1965 
bezugsfertig gewordenen Wohnungen niedrigere 
Höchstbeträge gelten und bei den betreffenden 
Wohnungen durch den Wegfall der Aufwen- 
dungsbeihilfen sowie durch sonstige Mieterhö- 
hungen effektive Mieten um 4,05 DM je qm im 
Monat erreicht werden. 

Im Saarland werden nach dem stufenweisen 
Fortfall der Aufwendungsbeihilfen (zwischen 
1971 und 1977) bei den bis 1970 geförderten 
Mietwohnungen Kostenmieten von 4, — DM bis 
4,20 DM je qm im Monat erreicht. 

Bremen weist darauf hin, daß bei denjenigen 
Wohnungen der Förderungsjahrgänge ab 1962, 
bei denen der Fortfall fünfjähriger Aufwen- 
dungszuschüsse mit Mieterhöhungen aufgrund 
der Zinsanhebung für Sparkassenhypotheken 
kumuliert, Überschreitungen der Höchstbeträge 
um 0,20 bis 0,30 DM je qm im Monat Vorkommen 
können. 

(1) Auch zur Frage der künftigen Mietenwicklung 
bei den 1971 und danach geförderten Mietwoh- 
nungen gehen die Stellungnahmen der Länder 
auseinander. Je stärker die einzelnen Länder 
ihre Förderungssysteme auf die Annahme einer 
dynamischen Einkommensentwicklung aufgebaut 
haben, desto stärker kommt verständlicherweise 
die Sorge vor künftigen Überschreitungen der 


Jahr der 

Ursprünglich 

Aufwendungs- 

Laufzeit 

Wegfall der Aufwen- 


zugelassene Miete 

Beihilfen 


dungsbeihilfen 

Förderung 

(DM + qm) 

(DM/qm monatlich) 

(Jahre) 

(durchschnittlich) 

1965 

2,60 

0,80 

5 

1972 

1966 

2,60 

0,80 

5 

1973 

1967 

3,20 

0,80 

5 

1974 

1968 

3,20 

0,80 

5 

1975 

1969 

3,20 

0,80 

5 

1976 



1,30 

4 

1976 

1970 

3,20 


weitere 




0,65 

4 

1980 



2,10 

4 

1977 

1971 

3,50 

1,40 

weitere 

1981 


4 

0,70 weitere 1985 

4 
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Höchstbeträge zum Ausdruck und wird die Not- 
wendigkeit einer schrittweisen Anpassung der | 
Höchstbeträge für die nach den neuen Förde- 
rungssystemen geförderten Wohnungen betont. 

Das Land Bayern führt in diesem Zusammen- 
hang folgendes aus: 

„Für die weitere Mietentwicklung muß beachtet 
werden, daß im öffentlich geförderten Woh- i 
nungsbau, bedingt durch das Förderungssystem 
und allgemeine Kostenerhöhungen, im Laufe der 
Jahre sehr hohe Steigerungen der Anfangsmiete 
zu erwarten sind. 

Nach dem vierten, dem sechsten und dem neun- 
ten Jahr fallen in Bayern Teile des Aufwen- 
dungszuschusses fort, wie in Spalte 4 der Über- 
sicht über die Mietobergrenzen im sozialen Woh- 
nungsbau dargestellt ist. 

Nach dem Förderungssystem 1971 werden in 
Bayern zwei Drittel der öffentlichen Mittel als 
zinsbezuschußte Kapitalmarktmittel gegeben. 
Der Zinszuschuß wird in den ersten zehn Jahren 
voll und im elften und zwölften Jahr noch zu 
60 V. H. gewährt. 

Schließlich kann nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß nach dem sechsten Jahr Aufwandsverzichte 
nachgeholt werden können und nach dem zehn- 
ten Jahr die Grundsteuervergünstigung wegfällt. 
Ferner ist die stetige Erhöhung der Betriebs-, 
Instandsetzungs- und Verwaltungskosten einzu- 
beziehen. 

Eine Überprüfung der Höchstbeträge nach § 8 
des 2. WoGG muß alle Mietbestandteile berück- 
sichtigen und kann sich nicht auf die Auswirkung 
des Wegfalls öffentlicher Subventionen beschrän- 
ken." 

e) Die zusätzliche Frage in dem Rundschreiben an 
die Länder, ob die Höchstbetragstabelle, abgese- 
hen von den Besonderheiten des Öffentlich geför- 
derten sozialen Wohnungsbaues, an bestimmten 
Stellen einer Korrektur bedarf, hat das Land 
Berlin veranlaßt, auf folgenden Tatbestand hin- 
zuweisen: 

Die Grundmieten für Wohnraum, der bis zum 
24. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, liegen 
zwar in der Regel innerhalb der für Altwohn- 
raum geltenden Höchstbeträge. Diese Höchst- 
beträge werden allerdings in zunehmendem 
Maße dann überschritten, wenn der Hauswirt 
bauliche Verbesserungen o. ä im Sinne von § 11 
Altbaumietenverordnung Berlin - AMVOB - 
vorgenommen hat, die den Gebrauchswert des 
Wohnraumes auf Dauer verbessern. Dies trifft 


sehr häufig bei kleinen Altbauwohnungen zu, die 
von alleinstehenden Mietern bewohnt werden. 
Die Anträge auf Wohngeld solcher Mieter sind 
oftmals wegen der Kappung der Miete bis zu den 
in § 8 Abs. 1 des 2. WoGG festgesetzten Höchst- 
beträgen abzulehnen, obwohl es sich bei der zu 
zahlenden Miete um die preisrechtlich zulässige 
Miete handelt. 


9. Zusammenfassung 

i An der Begrenzung der bei der Wohngeldgewäh- 
rung zu berücksichtigenden Miete durch Höchst- 
beträge muß festgehalten werden. Ohne diese Be- 
grenzung besteht die Gefahr der Subventionierung 
j unangemessen hoher Wohnansprüche und unange- 
1 messen hoher Mietforderungen. Eine gespaltene 
Höchstbetragsregelung für Sozialmieter und Mieter 
anderer Wohnungen wird überwiegend abgelehnt. 

: Einige Länder bringen in ihren Stellungnahmen zum 
Ausdruck, daß eine Korrektur der Höchstbetrags- 
tabelle, und zwar mit Schwerpunkt bei den Höchst- 
beträgen für die mit Bad und Sammelheizung aus- 
gestatteten Wohnungen aller Altersgruppen und 
hier wiederum mit Schwerpunkt bei den Höchst- 
beträgen für kleinere Haushalte, wünschenswert 
wäre. Anhaltspunkte für derartige Korrekturen er- 
geben sich auch aus dem statistischen Material. 

Von jeweils einem Land wird die Anfügung einer 
zusätzlichen Spalte für neuesten Wohnraum (im 
Hinblick auf die Kostensteigerungen und die stär- 
kere Dynamisierung der Förderungssysteme der 
Länder) und eine andere Gliederung der Höchst- 
beträge nach der Gemeindegröße zur Diskussion 
gestellt. 

Eine Erhöhung der Höchstbeträge könnte in der 
gegenwärtigen Situation - kurz nach der grund- 
sätzlichen Neuformulierung des Gesetzes und der 
gleichzeitigen Verbesserung der Leistungen - eine 
doppelte Signalwirkung haben. Sie könnte eine 
Neigung, Mieterhöhungen hinzunehmen oder durch- 
zusetzen, fördern und gleichzeitig den Anschein er- 
wecken, als habe die Vorschrift des § 8 Abs. 4 des 
, Zweiten Wohngeldgesetzes den Charakter einer 
! Gleitklausel. 

; Tatsächlich hat das Wohngeld aber lediglich eine 
I unterstützende Funktion. Aus dieser Subsidiarität 
i ergibt sich, daß eine durch Erhöhung der Höchst- 
I beträge verursachte Pilot-Wirkung der Mietentwick- 
lung nicht im Sinne des Gesetzes liegt. Um diese 
Pilot-Wirkung zu vermeiden, sollten die Hödist- 
; beträge im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht ver- 
; ändert werden. 
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Anlage 1 


Gewährung von Wohngeld nadi Baualter der Wohnung und qm-Miete bzw. Belastung 

am 31. Dezember 1970 


Davon mit einer qm-Miete bzw. Belastung von . . . bis unter . , . DM für die Wohnung 


Art des Wohngeldes 

Baualter der Wohnung 

Art der Fiananzierung 

Empfänger 

insgesamt 

unter 

1,00 

1,00 

1,50 

i 1,50 

2,00 

2,00 

2,50 

2,50 

3,00 1 

3,00 

3,50 

3,50 

4,00 

4,00 

4,50 

4,50 

5,00 

5,00 

und 

mehr 


Anzahl 






V. H. 






Mietzuschuß insgesamt 

840 941 

100,0 

0,6 

4,4 

13,8 

23,3 

21,4 

17,6 

8,9 

4,2 

2,1 

3,7 

davon in Wohnungen 

bis Mitte 1948 bezugsfertig geworden 

243 942 

29,0 

1,7 

11,4 

28,3 

27,7 

15,4 

7,4 

3,6 

1,9 

0,9 

1,7 

nach Mitte 1948 bezugsfertig geworden 

596 999 

71,0 

0,2 

1,5 

7,9 

21,5 

23,9 

21,8 

11,1 

5,1 

2,6 

4,4 

davon waren 

freifinanziert und steuerbegünstigt 

220 077 

26,2 

0,3 

2,4 

7,1 

12,0 

16,2 

19,3 

15,1 

10,6 

6,2 

10,8 

öffentlich gefördert zusammen 

376 922 

44,8 

0,1 

1,1 

8,3 

27,1 

28,3 

23,2 

8,8 

1,9 

0,5 

0,7 

vor dem 1.1. 1957 

95 686 

11,4 

0,2 

2,2 

19,8 

50,4 

18,4 

4,6 

1,9 

1,0 

0,6 

0,9 

ab 1. 1. 1957 

281 236 

33,4 

0,0 

0,7 

4,4 

19,2 

31,7 

29,5 

11,2 

2,2 

0,5 

0,6 

Lastenzuschüsse insgesamt 

67 394 

100,0 

0,8 

3,2 

9,2 

17,1 

23,8 

23,3 

14,6 

6,9 

1,1 

0,0 

davon in Wohnungen 

bis Mitte 1948 bezugsfertig geworden 

2 034 

3,0 

10,4 

13,8 

21,8 

27,9 

20,2 

5,4 

0,4 

0,1 

0,0 



nach Mitte 1948 bezugsfertig geworden 

65 360 

97,0 

9,5 

2,9 

8,8 

16,7 

23,9 

23,8 

15,1 

7,1 

1,1 

0,1 

davon waren 

freifinanziert und steuerbegünstigt 

19 626 

29,1 

0,8 

3,2 

8,4 

14,9 

21,1 

23,1 

17,2 

9,6 

1,6 

0,1 

öffentlich gefördert zusammen 

45 734 

67,9 

0,4 

2,8 

9,0 

17,5 

25,0 

24,1 

14,2 

6,0 

1,0 

0,0 

vor dem 1. 1, 1957 

1 194 

1,8 

4,2 

19,1 

18,9 

11,1 

11,7 

13,1 

11,1 

8,0 

2,1 

0,7 

ab 1. 1. 1957 

44 540 

66,1 

0,3 

2,4 

8,7 

17,7 

25,4 

24,4 

14,3 

5,9 

0,9 

0,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 2 

Empfänger von Mietzusdiuß 
mit übersdireitung der Mietobergrenze 
am 31. Dezember 1970 


Empfänger von Mietzuschuß 


Die tatsäch- 
liche Miete 

' in bis Mitte 1948 

bezugsfertigen Wohnungen 

in nach Mitte 1948 
bezugsfertigen Wohnungen i) 

je qm über- 

Qfhrpitpt Hip 



davon 


! 




d a^ 

ir 0 n 




Obergrenze 
um . . . 

insgesamt 


mit 


Sammelheizung 

ohne 


insgesamt 


mit 

Sammelheizung 

ohne 


bis unter 

... DM 



mit 1 ohne 

Bad 


mit 

B 

1 ohne 

a d 


i 

mit 1 ohne 

Bad 

mit 1 ohne 

Bad 

1 

Anzahl] 

V. H. 

Anzahl 

V. H.j 

Anzahl 

V, H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl | 

V. H. 

Anzahl 

1 v.H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

unter 0,20 

20 783 

8,5 

. 2 235 

8,0 

1041 

8,2 

5 967 

9,5 

11 540 

8,2 

17 458 

7,9 

11089 

8,8 

778 

6 , 0 ^ 

4 482 

7,8 

1 109 

4,8 

0,20 bis 0,40 

15 946 

6,6 

2 144 

7.7 

934 

7,3 

4 699 

7,5 

8 169 

5,8 

15 531 

7,1 

10 746 

8,5 

722 

5,5 

3 230 

5,6 

833 

3,6 

0,40 bis 0,60 

11 731 

4,8 

1 922 

6,9 

807 

6,3 

3 540 

5,6 

5 462 

3,9 

12 532 

5,7 

9 012 

7,2 

672 

5,1 

2 213 

3,8 

635 

2,7 

0,60 bis 0,80 

8 783 

3,6 

1674 

6,0 

653 

5.1 

2 550 

4,0 

3 906 

2,8 

10 810 

4,9 

8 116 

0,4 

630 

4,8 

1 584 

2,7 

480 

2,1 

0,80 bis 1,00 

6 309 

2,6 

1415 

5.1 

520 

4,1 

1 800 

2,9 

2 574 

1,9 

8 686 

3,9 

6 629 

5,3 

588 

4,5 

1 113 

1.9 

356 

1,5 

1,00 bis 1,50 

10 038 

4.1 

2 426 

8,7 

970 

7,6 

2 537 

4.0 

4105 

2,9 

14 701 

6.7 

11541 

9,2 

1054 

8,1 

1553 

2,7 

553 

2.4 

1,50 bis 2,00 

6 038 

2,5 

1 295 

4,7 

631 

5,0 

1 461 

2.3 

2 651 

1,9 

8 817 

4,0 

6 943 

5.5 

802 

6,1 

792 

lA 

280 

1,2 

2,00 u. mehr 

8 869 

3,6 

2 504 

9,0 

1 661 

13,0 

1 588 

2,5 

3 116 

2,2 

17 084 

7,8 

12 767 

10,1 

2 571 

19,6 

1 183 

2,1 

563 

2,4 

Zusammen 

88 497 

36,3 

15615 

56,1 

7 217 

56,6 

24 142 

38,3 

41 523 

29,6 1 

05 619 

48,0 

76 843 

61,0 

7817 

59,7 

16 150 

28,0 

4 809 

20,7 

ohne Über- 
schreitung 1 

55 445 

63,7 

12 190 

43,9 

5 526 

43,4 

38 884 

61,7 

98 845 

70,4 1 

14 458 

52ß 

49 082 

39,0 

5 287 

40,3 

41628 

72,0 

18 461 

79,3 

Insgesamt 243 942 

100,0 

27 805 

100,0 

12 743 

100,0 

63 026 

100,0 

140 368 

100,0 220 077 

100,0 

125 925 

100,0 

13 104 

100,0 

57 778 

100,0 

23 270 

100,0 


1) Ohne Empfänger von Mietzusdiuß in öffentlich geförderten Wohnungen 


(Q Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 3 

Hödistbeträge für Miete und Belastung gemäß § 8 des Zweiten Wohngeldgesetzes 

im Vergleidh zum früheren Redit 




für Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
(im Land Berlin; 24, Juni 1948, im Saarland: 1. April 1948) 
bezugsfertig geworden ist 


in Gemeinden 
mit einer Einwohnerzahl 

ohne Sammel- 
heizung, Bad 
oder Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, Bad 
oder Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und mit 
Bad oder 
Duschraum 



DM 


V. H. 

DM 

V. H. 

DM 

V. H. 


unter 100 000 

Ortsklasse A 

(80) 

90 

+ 12,5 

(88) 

100 

+ J3,6 

(96) 

120 

+25,0 

Bei einem 

Ortsklasse S 

(88) 

90 

+ 2,3 

(96) 

100 

+ 4,2 

(104) 

120 

+ J5,4 

Alleinstehenden 

von 100 000 bis 
unter 1 Million 

(96) 

100 

+ 4,2 

(104) 

110 

+ 5,3 

(112) 

130 

+ f6,l 


von 1 Million und mehr . . . 

(96) 

110 

+ 14,6 

(104) 

120 

+ J5,4 

(112) 

140 

+25,0 

bei einem 

unter 100 000 

Ortsklasse A 

(100) 

120 

+20,0 

(110) 

130 

+ 18,2 

(120) 

155 

+29,2 

Haushalt 

Ortsklasse S 

(110) 

120 

+ 9,1 

(120) 

130 

+ 3,3 

(130) 

155 

+ 19,2 

mit zwei 

Familien- 

mitgliedern 

von 100 000 bis 
unter 1 Million 

(120) 

130 

+ 8,3 

(130) 

140 

+ 7,7 

(140) 

165 

+ 17,9 


von 1 Million und mehr . . . 

(120) 

140 

+ 16,7 

(130) 

150 

+ J5,4 

(140) 

175 

+ 25,0 

bei einem 

unter 100 000 

Ortsklasse A 

(130) 

150 

+ 15,4 

(143) 

160 

+ n,9 

(156) 

185 

+ 13,6 

Haushalt 

Ortsklasse S 

(143) 

150 

+ 4,9 

(156) 

160 

+ 2,6 

(169) 

185 

+ 9,5 

mit drei 

Familien- 

mitgliedern 

von 100 000 bis 
unter 1 Million 

(156) 

160 

+ 2,6 

(169) 

170 

+ 0,6 

(182) 

195 

+ 7,1 


von 1 Million und mehr . . . 

(156) 

170 

+ 9,0 

(169) 

185 

+ 9,5 

(182) 

210 

+ 15,4 

bei einem 

unter 100 000 

Ortsklasse A 

(160) 

180 

+ 12,5 

(176) 

195 

+ 10,3 

(192) 

220 

+ 14,6 

Haushalt 

Ortsklasse S 

(176) 

180 

+ 2,3 

(192) 

195 

+ 1,6 

(208) 

220 

+ 5,3 

mit vier 

Familien- 

mitgliedern 

von 100 000 bis 
unter 1 Million 

(192) 

190 

- 1,0 

(208) 

205 

- 1,4 

(224) 

230 

+ 2,7 


von 1 Million imd mehr . . , 

(192) 

200 

+ 4,2 

(208) 

215 

+ 3,4 

(224) 

245 

+ 9,4 


unter 100 000 

Ortsklasse A 

(20) 

22 

+ 10,0 

(22) 

24 

+ 9,1 

(24) 

27 

+ 12,5 

Mehrbetrag für 

Ortsklasse S 

(22) 

22 

± 0 

(24) 

24 

± 0 

(26) 

27 

+ 3,3 

jedes weitere 
Familienmitglied 

von 100 000 bis 
unter 1 Million 

(24) 

25 

+ 4,2 

(26) 

27 

+ 3,3 

(28) 

30 

+ 7,1 


von 1 Million und mehr . . , 

(24) 

27 

+ 12,5 

(26) 

29 

+ 11,5 

(28) 

32 

+ 14,3 


Die Hödistbeträge nach dem früheren Recht, die sich aus den Bestimmungen des (ersten) Wohngeldgesetzes über 
die „benötigte Wohnfläche" und die „Obergrenzen für die zu berücksichtigenden Mieten und Belastungen" ergaben, 
stehen in Klammem jeweils vor den Zahlen der neuen Höchstbetragstabelle des § 8 Abs. 1 des Zweiten Wohn- 
gesetzes. 
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für Wohnraum, der nach dem 20. Juni 1948 ^ ^ Wohnraum, der nach dem 

(im Land Berlin: 24. Juni 1^948, im Saarland; 1. April 1948) i Dezember 1965 bezugsfertig geworden ist 

bis zum 31. Dezember 1965 bezugsfertig geworden ist 


ohne Sammel- 
heizung, Bad 
oder Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, Bad 
oder Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und mit 

Bad oder 
Duschraum 

ohne Sammel- 
heizung, Bad 
oder Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, Bad 
oder Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und mit 
Bad oder 
Duschraum 

DM v.H. 

DM V. H. 

DM 

V. H. 

DM V. H. ! 

DM v.H. 

DM 

V, H. 


(116) 

125 

+ 

7,8 

(124) 

135 


8,9 

(132) 

160 

+ 21,2 

(116) 

135 

+ 16,4 

(124) 

150 

+ 21,0 

(132) 

170 

+ 28,8 

(124) 

125 


0,8 

(132) 

135 

+ 

2,3 

(140) 

160 

+ 14,3 

1 

(124) 

135 

+ 8,9 

(132) 

150 

+ 13,6 

(140) 

170 

+ 21,4 

(132) 

135 

+ 

2,3 

(140) 

145 

+ 

3,6 

(148) 

170 

+ 14,9 

(132) 

145 

+ 9,8 

(140) 

160 

+ 14,3 

(148) 

180 

+ 21,6 

(132) 

145 

+ 

9,8 

(140) 

155 

+ 10,7 

(148) 

180 

+ 21,6 

(132) 

155 

+ 17,4 

(140) 

170 

+ 21,4 

(148) 

190 

+ 28,4 

(145) 

165 

+ 13,8 

(155) 

175 

+ 12,9 

(165) 

205 

+ 24,2 

(145) 

175 

+ 20,7 

(155) 

190 

+ 22,6 

(165) 

220 

+ 33,3 

(155) 

165 

+ 

6,5 

(165) 

175 


0,1 

(175) 

205 

+ 17,1 1 

(155) 

175 

+ 12,9 

(165) 

190 

+ 15,2 

(175) 

220 

+ 25,7 

(165) 

175 

+ 

0,1 

(175) 

185 


5,7 

(185) 

215 

+ 10,2 

(165) 

185 

+ 12,1 

(175) 

200 

+ 14,3 

(185) 

230 

+ 31,4 

(165) 

185 

+ 12,1 

(175) 

200 

+ 14,3 

(185) 

230 

+ 24,3 

(165) 

200 

+ 21,2 

(175) 

215 

+ 22,9 

(185) 

245 

+ 32,4 

(189) 

205 


8,5 

(202) 

215 

+ 

0,4 

(215) 

245 

+ 14,0 

(189) 

215 

+ 13,8 

(202) 

230 

+ 13,9 

(215) 

265 

+ 23,3 

(202) 

205 

+ 

1,5 

(215) 

215 

± 

0 

(228) 

245 

+ 7,5 

(202) 

215 

+ 6,4 

(215) 

230 

+ 7,0 

(228) 

265 

+ 16,2 

(215) 

215 

dl 

0 

(228) 

230 


0,9 

(241) 

260 

+ 7,9 

(215) 

230 

+ 7,0 

(228) 

245 

+ 7,5 

(241) 

280 

+ 16,2 

(215) 

230 

+ 

7,0 

(228) 

245 


7,5 

(241) 

275 

+ 14,1 

(215) 

245 

+ 14,0 

(228) 

260 

+ 14,0 

(241) 

295 

+ 22,4 

(232) 

245 

+ 

5,6 

(248) 

260 

+ 

4,8 

(264) 

290 

-h 9,8 

(232) 

255 

+ 9,9 

(248) 

275 

+ 10,9 

(264) 

310 

+ 17,4 

(248) 

245 

— 

1,2 

(264) 

260 

— 

1,5 

(280) 

290 

+ 3,6 

(248) 

255 

+ 8,8 

(264) 

275 

+ +2 

(280) 

310 

+ 10,7 

(264) 

260 

— 

i,5 

(280) 

275 

— 

1,8 

(296) 

305 

+ 3,0 

(264) 

270 

+ 2,3 

(280) 

290 

+ 3,6 

(296) 

325 

+ 9,8 

(264) 

275 


4,2 

(280) 

290 


3,0 

(296) 

320 

+ 8,1 

(264) 

285 

+ 8,0 

(280) 

305 

+ 8,9 

(296) 

340 

+ 14,9 

(29) 

31 


6,9 

(31) 

33 

+ 

6,5 

(33) 

36 

+ 9,1 

(29) 

34 

+ 17,2 

(31) 

36 

+ 16,1 

(33) 

40 

+ 21,2 

(31) 

31 

± 

0 

(33) 

33 

± 

0 

(35) 

36 

+ 2,9 

■ (31) 

34 

+ 9,7 

(33) 

36 

+ 9,1 

(35) 

40 

+ 14,3 

(33) 

34 

+ 

3,0 

(35) 

36 

+ 

2,9 

(37) 

39 

+ 5,4 

1 (33) 

37 

+ 12,1 

(35) 

39 

+ 11,4 

(37) 

43 

+ 16,2 

(33) 

36 


9,1 

(35) 

38 


8,6 

(37) 

41 

+ 10,8 

i (33) 



39 

+ 18,2 

(35) 

41 

+ 17,1 

(37) 

45 

+21,6 
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Drucksadle VI/3237 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 4 

Übersicht 

über die Mietobergrenzen 

im öffentlicb geförderten sozialen Wohnungsbau 1971 


Land 


Veränderung 

gegenüber 


1970 


Mietobergrenze je qm 
Wohnfläche monatlich 


Erhöhung der Miete 
je qm Wohnflädie 
ab . . Jahr um , . . DM 


1 

2 

3 



4 


Baden-Württemberg 

ja 

je nach Ausstattung 
in Gemeinden 

ab 

6 . 

Jahr 

0,87 



Ortsklasse A: 2,80-3,10 
Ortsklasse S: 3,00-3,30 

ab 

11. 

Jahr weitere ca. 

1,15 

Bayern 

ja 

je nach Lage/Ausstattung 

ab 

4. 

Jahr weitere 

0,40 



u. Einsatz v, Eigenleistung 

ab 

6 . 

Jahr weitere 

0,50 



München bis zu 3,80 

ab 

9. 

Jahr weitere 

0,50 



Ortsklasse A: bis zu 3,20 

ab 

11. 

Jahr weitere 

0,90 



Ortsklasse S; bis zu 3,50 

ab 

13. 

Jahr weitere 

0,35 


Berlin 

ja 


3,30 

unterschiedliche Mieterhöhung 





je nach Lage des Einzelfalles 

Bremen 

nein 

je nach Ausstattung und 

unterschiedliche Mieterhöhung 



Wohnfläche 3,00-3,70 

je nach Einkommenshöhe 


Hamburg 

ja 


4,00 

ab 

5. Jahr 

0,70 





ab 

9. Jahr weitere 

0,70 





ab 

13. Jahr weitere 

0,70 





ab 

17. Jahr weitere 

0,60 

Hessen 

ja 

je nach Ausstattung 


ab 

6. Jahr max. weitere 

0,70 



Frankfurt, Wiesbaden 






bis zu 3,50 

ab 

9. Jahr max. weitere 

0,70 



Ortsklasse A: bis zu 3,10 

ab 

12. Jahr max. weitere 

0,70 



Ortsklasse S; bis zu 3,30 

ab 

15. Jahr max. weitere 

0,60 

Niedersachsen 

ja 

je nach Ausstattung 


ab 

6. Jahr 

0,80 



Ortsklasse A: 

3,39 

ab 

16. Jahr weitere 

0,80 



Ortsklasse S: 

3,50 




Nordrhein-Westfalen 

ja 


3,50 

ab 

5. Jahr 

0,70 





ab 

9. Jahr weitere 

0,70 





ab 

13. Jahr weitere 

0,70 

Rheinland-Pfalz 

ja 

Gemeinden 







bis 5 000 E. 

2,90 

ab 

5. Jahr 

0,60 



über 5 000 E. 


ab 

9. Jahr weitere 

0,60 



bis 100 000 E. 

3,20 

ab 

13, Jahr weitere 

0,60 



Über 100 000 E, 

3,50 




Saarland 

ja 

Gemeinden 







unter 100 000 E. 

4,20 

keine 




über 100 000 E. 

4,60 




Schleswig-Holstein 

ja 

je nach Ausstattung 


ab 

4. Jahr 

0,30 



3,40- 

CJ 

o 

ab 

6. Jahr weitere 

0,30 





ab 

9. Jahr weitere 

0,40 
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